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Geſetz Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 7 —— 


(Nr. 2545.) Geſetz über das Verfahren in Wald-, Feld⸗ und Jagdftevelſachen bei Civil⸗ Y e be gage. He. 
Einreden im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Köln, Vom 31. Ja⸗ -e. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig „„ 


nuar 1845. 


Preußen ꝛc. ꝛc. 


＋ 


finden Uns bewogen, für den Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Koͤnn nn 


zur Feſtſtellung des Verfahrens in den Faͤllen, wenn bei Unterſuchungen we⸗ 
15 Wald⸗, Feld⸗ oder Jagdfrevel von dem Angeſchuldigten Civileinreden zu 
einer Vertheidigung vorgebracht werden, auf den Antrag Unſeres Staatsmini⸗ 


ſteriums, nach Anhoͤrung Unſerer getreuen Stände der Rheinprovinz und nach. — 


vernommenem Gutachten Unſeres Staatsraths zu verordnen, was folgt: 


F. 3. Auf die in Unterſuchungen wegen Wald⸗, Feld⸗ oder Jagdfrevel . 


von dem Angeſchuldigten vorgebrachte Einrede, daß er zu der ihm als Frevel 
zur Laſt gelegten Handlung erechtigt geweſen ſei, darf der Strafrichter das 
Erkenntniß nur dann ausſetzen, wenn die Einrede durch Angabe des beſtimm. - 


ten Rechtsgrundes und der Beweismittel hinreichend beſcheinigt und zugleich ...... - 


von der Art iſt, daß fie im Falle ihrer Richtigkeit jede Strafe ausſchließen 
wuͤrde. Der Rechtsgrund und die Beweismittel muͤſſen in dem Urtheile, durch 
welches das Strafverfahren ausgeſetzt wird, angegeben werden. ans 
H. 2. Hat der Strafrichter das Erkenntniß wegen einer ſolchen Einrede, . 
die ſich auf Eigenthum gruͤndet, ausgeſetzt, ſo muß der bei dem Strafgericht 

fungirende Beamte des öffentlichen Miniſteriums demjenigen, deſſen Rechte durch 
die Einrede zunaͤchſt beruͤhrt werden, von deren Vorbringen und von der an⸗ 
Beorbusten Ausfeßung des Strafverfahrens ſogleich, Nachricht geben. Dieſem 
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leibt uͤberlaſſen, ſeine Rechte im geſetzlichen Wege geltend zu machen, und den — 


Erfolg beim Strafgerichte zur Anzeige zu bringen. ee eee. C 09% gau. Su Fee 
.. 3. Hat der Strafrichter das Erkenntniß wegen einer ſolchen Einrede, e Yin Br ang 
die fich auf ein anderes Rechtsverhaͤltniß als das des Eigenthums gruͤndete, 6 


ausgeſetzt, ſo muß er dem Angeſchuldigten eine nach den Umſtaͤnden abzumeſ⸗ 


ſende, hoͤchſtens zweimonatliche Friſt beſtimmen, binnen welcher derſelbe das- — 


Anerkenntniß des Eigenthuͤmers oder den Nachweis der Einleitung einer Klage 
zur Ausführung der behaupteten Befugniß beizubringen hat. 5 
$. 4. Wird in denjenigen Landestheilen, in welchen das Jagdrecht ge 
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trennt von dem Grundeigenthum beſteht, von dem eines Jagdfrevels Ange 


ſchuldigten die Einrede, daß er zur Ausübung der Jagd befugt geweſen, vor⸗ 
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ebracht, und deshalb das Erkenntniß ausgeſetzt, fo hat der Strafrichter dem 
ngeſchuldigten auch dann, wenn derſelbe auf ſeinem Eigenthum gejagt hat, 
eine Friſt zu beſtimmen, binnen welcher derſelbe das Anerkenntniß desjenigen, 
deſſen Rechte durch die Einrede zunaͤchſt beruͤhrt werden, oder den Nachweis 
5 irn einer Klage zur Ausführung der behaupteten Befugniß beizu— 
ringen hat. 
$. 5. Wird in dem Falle des $. 2. der Civilprozeß vor Ablauf der 
fuͤr die Verjaͤhrung des denunzirten Frevels vorgeſchriebenen Friſt angeſtellt, 
ſo ruht dieſe Verjaͤhrung waͤhrend der ganzen Dauer des Prozeſſes. Die Ver⸗ 
jaͤhrung des Frevels iuht gleichfalls in den Fallen der $$. 3 und 4. während 
der vom Strafrichter beſtimmten Friſt, fo wie wahrend der Dauer des inner— 
halb dieſer Friſt angeſtellten Civilprozeſſes. 
$. 6. Wird der in den $$. 3 und 4. erwaͤhnte Nachweis nicht binnen 
der beſtimmten Friſt geführt, fo wird das Strafverfahren fortgeſetzt, dem An⸗ 
Elen e bleibt jedoch unbenommen, ſeinen civilrechtlichen Anſpruch, des 
trafverfahrens ungeachtet, im geſetzlichen Wege zu verfolgen. 
$. 7. In dem Falle des F. 2. wird das Strafverfahren auch dann 
fortgeſetzt, wenn nur ein Poſſeſſorienprozeß gegen den Angeſchuldigten ange⸗ 
ſtellt und zu deſſen Nachtheil rechtskraͤftig entſchieden worden. Dagegen kann 
auch der Anſchuldigte auf ein Erkenntniß beim Strafrichter antragen, wenn 
der Poſſeſſorienprozeß zu ſeinem Vortheil rechtskraͤftig entſchieden wird. In 
beiden Fallen bleibt den Betheiligten unbenommen, ihre Anſpruͤche im petitori⸗ 
ſchen Verfahren weiter zu verfolgen. 
$. 8. Alle dieſem Geſetze zuwiderlaufenden allgemeinen und beſonderen 
Verordnungen werden hierdurch außer Kraft geſetzt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 31. Januar 1845. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Rochow. v. Savigny. Graf zu Stolberg. Graf v. Arnim. 
N Flottwell. UÜhden. . 
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(Nr. 2546.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 7. Februar 1845., betreffend die Aufhebung der 
Unfähigkeit von Perſonen bäuerlichen Standes zur Erwerbung von Lehn⸗ 
Ritterguͤtern in den ehemals Königlich Saͤchſiſchen Landestheilen. 


Da in den mit der Monarchie vereinigten vormals Koͤniglich Saͤchſiſchen 
Landestheilen durch die mit dem Allgemeinen Landrechte erfolgte Einfuͤhrung 
des Ediktes vom 9. Oktober 1807. die früheren Beſchraͤnkungen hinſichtlich der 
Erwerbung von Allodialguͤtern ohne allen Unterſchied aufgehoben worden ſind, 
und demnach Perſonen baͤuerlichen Standes der Erwerb von Allodial-Ritter⸗ 
guͤtern, fo wie Perſonen aus dem Ritterſtande der Erwerb baͤuerlicher Grund: 
ſtuͤcke unbeſchraͤnkt freiſteht, in Anſehung der Lehn-Ritterguͤter aber es nach den 
Beſtimmungen des $. 4. des Publifafionspatents vom 15. November u 
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bei den vor der Vereinigung jener Landestheile mit der Monarchie beſtandenen 
Beſchraͤnkungen bisher noch verblieben iſt, fo will Ich nach vernommenem 
Gutachten der Staͤnde der Provinz Sachſen auf den Bericht des Staats⸗ 
miniſteriums vom 23. v. M. hierdurch beſtimmen, daß die in den Lehnsgeſetzen 
und der Lehnsverfaſſung der genannten Landestheile gegruͤndete und namentlich 
in dem Kurfuͤrſtlich Saͤchſiſchen Lehnsmandate vom 30. April 1764. Tit. VI. 
H. 3. wiederholte Anordnung, daß Perſonen baͤuerlichen Standes weder Lehn— 
Ritterguͤter erwerben, noch Mitbelehnſchaften daran erlangen koͤnnen, nunmehr 
leichfalls außer Kraft treten ſoll. Dieſe Beſtimmung iſt durch die Geſetz— 
1 zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 7. Februar 1845. 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 2547.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 7. 5 5 1845., betreffend das oͤffentliche 
1 der aus den Jahren 1765. bis 1810, herruͤhrenden Anſpruͤche an 
die Bank. 


U. die Rechnungen aus dem älteren Geſchaͤftsverkehr der Bank zum Ab— 
ſchluſſe zu bringen, beſtimme Ich auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 
29. v. R, daß zur Anmeldung aller Anſpruͤche aus dem Geſchaͤftsverkehr der 
Hauptbank und deren Provinzialkomtoirs von ihrer Gruͤndung im Jahre 1765. 
bis zum Ablaufe des Jahres 1810., insbeſondere aus den in dieſem Zeitraume 
ausgeſtellten Bankobligationen, Interimsſcheinen, Pfandſcheinen, Banknoten, 
Bankkaſſenſcheinen und ähnlichen Papieren, von dem Kammergericht ein oͤffent⸗ 
liches Aufgebot mit einer ſechsmonatlichen Praͤkluſipfriſt und mit der Warnung 
erlaſſen werde, daß, wenn bis zum Ablaufe des danach zu beſtimmenden Ter- 
mins die ſchriftliche Anmeldung entweder bei dem Kammergericht, oder bei dem 
Hauptbankdirektorium zu Berlin, oder bei dem Bankdirektorium zu Breslau, oder 
bei einem der Bankkomtoire zu Königsberg in Preußen, zu Danzig, zu Stettin, 
zu Magdeburg, zu Muͤnſter oder zu Koͤln nicht erfolgen ſollte, alle nicht an⸗ 
gemeldete Anſpruͤche aus dem oben bezeichneten Geſchaͤftsverkehr mit der Bank 
ami erloſchen ſein ſollen, und zwar ohne Unterſchied, ob die Anmeldung 

on fruͤher irgendwo erfolgt war oder nicht. Das Aufgebot iſt durch die 
Amtsblaͤtter ſaͤmmtlicher Regierungen und durch das Intelligenzblatt zu Berlin, 
d wie auch durch diejenigen Berliner und Provinzialzeitungen, welche das 
Kammergericht dazu für beſonders geeignet findet, bekannt zu machen, und in 
ledes dieſer Blätter drei Mal, von zwei zu zwei Monaten dergeſtalt einzuruͤcken, 
daß von der letzten Einrückung an, bis zum Präkluſivtermine noch zwei Mo⸗ 
gate frei bleiben. Das Hauptbankdirektorium zu Berlin, das Bankdirektorium zu 

reslau und die oben genannten Provinzialbankkomtoirs find verpflichtet, ſo⸗ 
gleich nach Ablauf des Praͤkluſivtermins dem Kammergericht amtlich anzuzei⸗ 
en, ob und welche Anmeldungen bei denſelben eingegangen ſind; erſt nach 

ingang dieſer Anzeigen iſt das Praͤkluſionserkenntniß von dem Kammergericht 
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abzufaſſen. Die gegenwärtige Order, wegen deren Ausführung Sie, die Staats⸗ 
miniſter Rother und Ühden, das Weitere zu verfuͤgen haben, iſt durch die 
Geſetzſammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 7. Februar 1845. — | | 
| | Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 2548.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 14. Februar 1845., wegen Entbindung des 
Seehandlungsinſtituts von der ferneren Mitwirkung bei dem Ankauf des 
uͤberſeeiſchen Salzes. 


Da es nach Ihrem gemeinſchaftlichen Berichte vom 21. v. M., bei Be⸗ 
ſchaffung des uͤberſeeiſchen Salzes aus England, Frankreich, Portugal und 
anderen Laͤndern, der Mitwirkung der Seehandlung nicht weiter bedarf; ſo will 
Ich dieſelbe, Ihrem Antrage gemaͤß, von dieſem, nach der Order vom 17. Ja⸗ 
nuar 1820., betreffend die Verhaͤltniſſe der Generaldirektion der Seehandlungs— 
Sozietät, ihr obliegenden Geſchaͤfte, welches kuͤnftig der Steuerverwaltung allein 
uͤberlaſſen bleiben ſoll, ſo wie von der Einziehung der Salzdebitsuͤberſchuͤſſe in 
den Provinzen Preußen und Schleſien, hierdurch entbinden. Dagegen ſollen 
der Seehandlung nicht nur die uͤbrigen Funktionen, welche derſelben durch die 
Order vom 17. Januar 1820. namentlich uͤbertragen worden ſind, ſondern auch 
die ihr in dem Patent vom 4. März 1794. F. 23. beigelegte, durch die er⸗ 
waͤhnte Order nicht eingeſchraͤnkte Befugniß zum Betriebe kaufmaͤnniſcher Ge: 
ſchaͤfte und induſtrieller Unternehmungen nach wie vor verbleiben. — Dieſe 
Order iſt durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 14. Februar 1845. ' 
Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter Rother und Flottwell. 


Druckfehler-Berichtigung. 


Die Geſetzſammlung vom Jahre 1836. enthaͤlt in mehreren ce 
pagina 200. am Schluſſe der unter Nr. 1720. aufgenommenen Allerhoͤchſten 
Order vom 19. Juni die Jahreszahl 1835., dieſelbe ſoll aber 1836. ſein. 


